
 

 
BUNDESGERICHTSHOF 

 
IM NAMEN DES VOLKES 

 
URTEIL 

I ZR 7/13 Verkündet am: 
 28. November 2013 
 Führinger 
 Justizangestellte 
 als Urkundsbeamtin 
 der Geschäftsstelle 

in dem Rechtsstreit 
 
 
Nachschlagewerk: ja 

BGHZ: nein 

BGHR: ja 

 Online-Versicherungsvermittlung 

UWG § 4 Nr. 11; GewO § 34c und d; VersVermV § 11 

a) Die Abgrenzung der Versicherungsvermittlung von einer Tätigkeit, die aus-
schließlich darauf gerichtet ist, Kontakte zwischen einem potentiellen Versi-
cherungsnehmer und einem Versicherungsvermittler herzustellen, richtet sich 
nach dem objektiven Erscheinungsbild der ausgeübten Tätigkeit. 

b) Bewirbt ein Handelsunternehmen im Rahmen seines Internetauftritts konkre-
te Versicherungsprodukte und ermöglicht es den Online-Abschluss von Ver-
sicherungsverträgen auf einer Internetseite eines Versicherungsvermittlers, 
ist auch das Handelsunternehmen Versicherungsvermittler, wenn dem Ver-
braucher der Wechsel des Betreibers der Internetseite verborgen bleibt. 

BGH, Urteil vom 28. November 2013 - I ZR 7/13 - OLG Hamburg 
 LG Hamburg 
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Der I. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die mündliche Verhand-

lung vom 28. November 2013 durch den Vorsitzenden Richter Prof. 

Dr. Dr. h.c. Bornkamm und die Richter Pokrant, Prof. Dr. Büscher, Dr. Koch und 

Dr. Löffler 

 

für Recht erkannt: 

 

Auf die Revision der Beklagten und der Streithelferinnen wird das 

Urteil des Hanseatischen Oberlandesgerichts Hamburg ­ 5. Zivil-

senat ­ vom 12. Dezember 2012 unter Zurückweisung des weiter-

gehenden Rechtsmittels aufgehoben, soweit das Berufungsgericht 

die Berufung der Beklagten und der Streithelferinnen gegen die 

Verurteilung der Beklagten nach dem Hauptteil des Unterlas-

sungsantrags (Unterlassungsantrag ohne Insbesondere-Teil) zu-

rückgewiesen hat. 

 

Auf die Berufung der Beklagten und der Streithelferinnen wird das 

Urteil des Landgerichts Hamburg, Kammer 08 für Handelssachen, 

vom 30. April 2010 unter Zurückweisung des Rechtsmittels im Üb-

rigen insoweit abgeändert, als die Beklagte nach dem Hauptteil 

des Unterlassungsantrags verurteilt worden ist. 

 

Die Klage wird insoweit als unzulässig abgewiesen. 

 

Die Kosten des Revisionsverfahrens fallen der Beklagten zur Last 

mit Ausnahme der Kosten der Nebenintervention, die die Streithel-

ferinnen zu tragen haben. 

 

Von Rechts wegen 
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Tatbestand: 

 

 

Die Beklagte handelt mit Kaffee und Gebrauchsartikeln. Sie bot auf ihrer 

Internetseite "www.tchibo.de" Versicherungsverträge und Finanzdienstleistun-

gen an. Versicherer der angebotenen Versicherungsverträge sind die Streithel-

ferinnen zu 2 und 3 der Beklagten, die ASSTEL Lebensversicherung AG und 

die ASSTEL Sachversicherung AG. 

 

Am 30. Januar 2009 enthielten die Internetseiten der Beklagten das aus 

den nachfolgend zum Teil wiedergegebenen Anlagen K 3 bis K 11 ersichtliche 

Angebot zum Abschluss von Versicherungs- und Kreditverträgen und zum Er-

werb von Finanzprodukten. Die Internetseiten weisen in der Kopfzeile das 

"Tchibo-Logo" (Anlage K 3 bis K 6) und eine Schaltfläche mit der Angabe "Ver-

sicherungen" auf. Die Streithelferinnen werden als "Versicherungs-Partner" der 

Beklagten und als "Ein von Tchibo ausgewählter Experte" bezeichnet. Versiche-

rungsverträge konnten online geschlossen werden. Auf einer der Internetseiten 

(Anlage K 6) hieß es hierzu: 

 

Vielen Dank 
Ihr Online-Antrag wurde erfolgreich verschickt 
Sie erhalten in Kürze eine Bestätigungsmail von uns 
Ihr ASSTEL und Tchibo Experten-Team. 

 

1 
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Anlage K 3 
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Anlage K 4 

 



- 6 - 

Anlage K 5 

 


